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ſitzen . — Die Urkunde hat in einer Abtheilung des

folgenden Abſchnittes das Nöthige hierüber vorgekehrt .

§. VII .

Kirchenverfaſſung .

Jene Frage , welche Verfaſſung die beſte ſey ? iſt ,

theoretiſch betrachtet , für die Kirche ſo wichtig und ſo

gleichgültig , als für den Staat ; auch hier gebieten Theo⸗

rien nur ſelten der Erfahrung , meiſt unterliegen ſie

ihr ; dennoch kann jedes das andere fördern . Stim⸗

men ſie aber beide vereint und im Allgemeinen für

jene väterlichen Einrichtungen , welche in unerſchütter⸗

licher Treue , mithin in gerechter Beiſtimm ung und

in verhältnißmäßiger Mitwirkung der Zugehörigen ihre

kräftigſte Stütze ſuchen und beſitzen , ſo iſt , da der

Proteſtantismus in jeder ſeiner Formen dieſe Aufgabe

zu löſen vermag , auch der Unterſchied zwiſchen lutheri⸗

ſcher und reformirter Kirchenverfaſſung , wenn gleich

jede in aller Ehre ſteht , wirklich nicht ſo bedeutend ,

als er vielleicht Manchem erſcheint . Dennoch mußte

die vereinte Kirche auch dieſen Unterſchied abwägen ,

um aus dem vorhandenen Guten das Sachgemäße zu

wählen . Nur von frühern Einrichtungen erhält daher

die jetzige ihr geeignetes Licht . In der Vorausſetzung

jedoch , daß die lutheriſche hinreichend gekannt iſt , be⸗

ſchränken wir uns auf die Schilderung der reformirten ,

und zunächſt der ältern , welche Manchem fremder zu

ſeyn ſcheint .
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Jede reformirte Gemeinde iſt einerſeits als ab⸗

geſchloſſenes Kirchenganzes und anderſeits zugleich

als Theil der geſammten Kirche zu betrachten . In

der erſtern Beziehung hat ſie frei aus ihrer Mitte

gewählte Kirchenvorſteher , welche , unter geſetzlicher

Ausſchließung reinweltlicher Ortsbeamten , mit dem

Pfarrer und Almoſenpfleger zuſammen das Presbyte⸗

rium oder den Rath der Aelteſten bilden . Dieſer Rath

muß beſonders wachen über Lehre und Leben ſowohl

der Prediger als der Zuhörer . Glaubt ein Aelteſter

wider ſeinen Lehrer Beſchwerde zu haben , ſo kann er

ihn mit Beiziehung anderer Aelteſten freundlich ermah⸗

nen , und eher keine Klage anſtellen ; außerdem muß

er aber die Prediger und das Predigeramt gegen de⸗

ren Verächter zu ſchützen ſuchen ; ſodann über alles ,

was zum Kirchenwohl erforderlich iſt , fleißige Aufſicht

halten , nöthigenfalls in der Gemeinde vorleſen , bei

Abweſenheit des Predigers katechiſiren , und vorbeten .

— Im Uebrigen iſt der Aelteſtenrath auf die Macht

des Wortes beſchränkt , hat mit weltlicher Gewalt

oder Strafe nichts zu thun , und übergibt , wenn

ſeine Ermahnungen fruchtlos ſind , blos der Ortspoli⸗

zei die Anzeige von kundgewordenen Vergehungen ,

Schulverſäumniſſen ꝛc. Endlich führt er noch die

Aufſicht über das örtliche Kirchenvermögen , und hört

die Rechnungen darüber ab , ehe ſie weiter befördert

werden .

Durch dieſes Presbyterium , welches ſich monat⸗
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lich wenigſtens einmal verſammelt , und jährlich zur

Hälfte erneuert , ſtehen zugleich ſämmtliche reformirte

Gemeinden eines Landes untereinander in Verbindung .

Aus dieſem Grunde wurde jede etwas größere Land⸗

ſchaft in einzelne Bezirke oder Claſſen abgetheilt ,

welche in Claſſikalverſammlungen , oder in Claſſen⸗

konvente zuſammentreten , indem auf dieſen ſämmt⸗

liche Prediger des Bezirks oder der Claſſe , jeder von

einem Aelteſten ſeiner Gemeinde begleitet , erſcheinen ;

hiedurch werden die Kirchenglieder eines ganzen Be⸗

zirkes repräſentirt . Die Beſtimmung dieſer Con⸗

vente iſt zunächſt eine beſondere , und dann auch eine

allgemeinere . Vermöge der erſtern halten ſie eine

eigene Kirchenviſitation , und finden deßhalb immer

in einer andern Gemeinde , und , wo möglich während

eines Jahres , in jeder Gemeinde des ganzen Bezir⸗

kes ſtatt . Die Viſitation ſelbſt nehmen außer dem

Superintendenten , zugleich die anweſenden Geiſt⸗

lichen und Abgeordneten des Bezirkes vor , und zwar

gewöhnlich nach folgender Ordnung : von dem Praͤſes ,

( welches entweder der Inſpector iſt oder auch ein

anderer durch den Convent gewählter Geiſtliche, )

wird nach vorangegangenem Gebete , gemeinſchaftlich

mit den Amtsbrüdern und Kirchenälteſten , zuerſt die

Schule unterſucht , ſodann einem öffentlichen Gottes⸗

dienſte beigewohnt , nach deſſen Beendigung die er⸗

wachſene Jugend und die ganze Gemeinde von dem

Präſes , mit Beihülfe der andern Conventualen , in
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den Hauptſätzen des Chriſtenthums geprüft wird , zu⸗

letzt ergeht an Jeden , der in Kirchenſachen etwa zu

klagen hätte , die öffentliche Aufforderung , ſich bei

der Claſſe einzufinden . — Die letztere begibt ſich

hierauf aus der Kirche in das Pfarrhaus , tragt dort

zuvörderſt ihr Urtheil über den Zuſtand der Ortskirche

zuſammen , nimmt alsdann von der Lage aller übrigen

zur Claſſe gehörenden Gemeinden die geeignete Kennt⸗

niß , und hält endlich über jedes anweſende Mitglied

der Sitzung eine brüderliche Cenſur , während welcher

dieſes Mitglied abtreten muß . Hierauf wird die ganze

Handlung mit Gebet beendigt , wie ſie begonnen

batte . —

Den Claſſenconventen ſchließen ſich die Provin⸗

cialſynoden an ; dieſe ſtehen zu jenen in ähnlichem

Verhältniſſe , wie die Convente zu den Presbyterien ,

die verſchiedenen Bezirke oder Claſſen jeder Provinz

fertigen nämlich Abgeordnete aus ihren Predigern und

Aelteſten ab : dieſe bilden miteinander die Provinzial⸗

ſynode , haben ſämmtlich gleiches Stimmrecht , und

wählen ihren Vorſteher ſelbſt . Die Sitzungen werden

jährlich gehalten , um allgemeinere oder auch ſolche

Gegenſtände zu entſcheiden , worüber ſich die Claſſen

nicht vereinigen konnten . Außerdem durften ſie ( we⸗

nigſtens in Holland ) Prediger , welche durch Lehre oder

Wandel , Aergerniß gaben , entlaſſen , Candidaten prü⸗

fen , und nach Befund zum Kirchendienſt ermächtigen .

Die letzte Stufe dieſer geſammten Einrichtung



bildet endlich die Generalſynode . Dieſe hatte

urſprünglich in rein kirchlichen Angelegenheiten unbe⸗

dingte Vollmacht ; ſie trat alle drei Jahre zuſammen ,

wählte ihre Vorſteher ſelbſt , und beſtand aus den

Abgeordneten aller Landesprovinzen ; jede Provinz

ſchickte 4 Prediger und 2 Kirchenälteſte auf die Gene⸗

ralſynode . “) — Im Uebrigen ſind hier die Rechte

der Pfarrer dieſelben , wie bei den Lutheranern ; eben

ſo erkennen die Reformirten Deutſchlands bekanntlich

ihren oberſten Biſchof in dem evangeliſchen Landes⸗

herrn , welchem ein Kirchenrath mit den geiſtlichen Su⸗

perintendenten oder Inſpectoren untergeordnet iſt .

Dieſe letztern konnten bisweilen für ſich allein , wenn

ihnen niht » von ihrer Kirchen ab zu ſeyn , beſchwer⸗

lich fallen thäte « Kirchen⸗ und Schuloiſitationen an -

ſtellen . Das Verhältniß der Generalſynode zum Kir⸗
chen⸗

€) Ueber die Kirchenverfaſſung der Reformirten in

Deutſchland vergleiche man die K. Preußiſchee Re-

formirte Inſpections - Presbyterial - und Claſſical - Ord⸗

nung von 1713 bei Moser Corp . Juris . ecclesiast .

T. 2. p. 1064 ꝛc Sodann vorzüglich : Kirchenord⸗

nung der chriſtlich reformirten Gemeinden in den Län⸗

dern Gülich , Cleve , Berg und Mark . Düſſeldorf 1720

4. — Ordnung gewiſſer Zuſammenkünfte der Kirchen⸗

diener ( Classici Conventus genanndt ) wie es damit

in Churfürſtlicher Pfaltz gehalten werden ſoll . Heidel⸗

berg 1683 . 4. — Inſpectionsordnung der Chur⸗

fürfllichen Pfalz am Rhein . 4. ( ohne Jahrszahl und

Druckort . )
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chenrath und zum oberſten Biſchof war , ſo weit es

ſich hier entwickelt hatte , mehr berathend als collegia⸗

liſch . — Ihr zeitliches Vermögen hat dieſe Kirche in

eigener Verwaltung .

Das letztere Recht iſt den Reformirten immer

geblieben , andere Theile ihrer Verfaſſung hingegen

mußten , wenigſtens in der vormaligen Pfalz , manche

Veränderungen erfahren . So durften z. B. im vori⸗

gen Jahrhundert ſeit 1754 dort keine Claſſenconvente ,

und feit 1789 feine Generalſynoden gehalten werden .

Das Verbot gegen die letztern wirkte zwar weniger

nachtheilig , da es 1799 eigentlich doch wieder

aufgehoben wurde , auch traten dieſe Synoden ſchon

früher ſelten regelmäßig zuſammen ; überdieß erſchienen

auf ihnen nur Geiſtliche , und meiſt blos Kirchen⸗

räthe mit Inſpectoren , ohne weltliche Abgeordnete : —

durch Aufhebung der Claſſenconvente kam jedoch ſelbſt

die Kirchengemeindeordnung in ſolchen Verfall , daß ſo⸗

gar , mehr ließ ſich nicht ſagen , die Einführung der

lutheriſchen Cenſuren vorgeſchlagen wurde . “ )

Von der badiſchen Regierung iſt jenes Kirchen⸗

weſen immer ſchonend behandelt worden . Unter ihr

blieben auch die Presbyterien ungeſtört , wenn gleich

durch allmäbligen Gebrauch, ſelbſt weltliche Ortsvorſte⸗

her wahlfähig waren ; dagegen kam an die Stelle der

) Pütteer pfälziſche Religionsbeſchwerden . S . 284 und

288 . — Herzogenrath Diallaktikon S . 24.

19
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ehemaligen Inſpectionsordnung die Einrichtung der

Dekanate ; die alten Claſſenconvente lebten nicht mehr

auf , ſollten jedoch durch eine neue Synodalverfaſſung

erſetzt werden , von welcher Manche auch eine Wieder⸗

herſtellung der Generalſynoden erwarteten . — In die⸗

ſer Lage konnten die Reformirten durchaus nichts von

einer Vereinbarung beſorgen , welche , das Bisherige

ehrend , nothwendig zugleich alles etwa Unbeſtimmte

und Schwankende auf geſetzlichen Boden zurückführen

mußte .

Die Verfaſſung der vereinigten Kirche , welche

nun genauer zu betrachten iſt , beſteht vermöge ihres

Inhaltes und Umfanges , wie jede andere , aus zwei

Haupttheilen , von welchen der eine das Verhältniß

der Kirche zum Staate , der andere das der Kirche zu

ihe ſelbſt enthält . — Die Urkunde folgt dieſem Gange .

In §. 1. und 2 wird zuvörderſt das erſte Verhältniß

näher beſtimmt .

Die Evangeliſch Proteſtantiſche Kirche im Groß⸗

herzogthum Baden erkennt als Kirche in Chriſtus das

verehrte Haupt ſeiner großen Gemeinde , und als

Evangeliſch Proteſtantiſche Kirche vin der heiligen

Shrift die von aler menſchlichen Autorität unabhän⸗

gige Norm des chriſtlichen Glaubens . — Wahrend

alſo der Inhalt dieſes Glaubens gegen jede menſchliche

Macht oder Beſtimmung geſichert bleibt , und während

die höchſte Staatsgewalt zugleich urkundlich anerkennt ,

daß ihr in Glaubensſachen keine innern Rechte zu⸗
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ſtehen , daß ihr folglich ſelbſt bei einer Veränderung
der bisher öffentlich anerkannten Kirchen keine ſolchen

Rechte zugewachſen ſind : ſo hat die Kirche deſſenun⸗

geachtet » als äußere Gemeinſchaft die Rechte des

Staatsoberhauptes zu erkennen und zu verehren .« —

Dieſe , ſchon oben entwickelten , Rechte ſind im Text

nicht eben namentlich aufgeführt , aber doch nichts we⸗

niger als unbeachtet geblieben . Das Reforma⸗

tionsrecht der höchſten Staatsgewalt nämlich konnte

zwar hier , da nach §. 19 . der Badiſchen Verfaſſungs⸗
urkunde die politiſchen Befugniſſe der drei chriſtlichen

Religionstheile gleich , mithin dieſe drei bereits als

öffentliche Kirchen anerkannt ſind , nicht mehr bei der

längſt vollbrachten Conſtitution dieſer Vereine , aber es

mußte bei der Union zweier ſolcher Vereine ausgeübt
werden ; dieß geſchah durch die landesherrliche Geneh⸗

migung , welche der Unionsurkunde ertheilt , und ihr

vorangedruckt iſt . Ueberdieß wurde jenem Rechte ſeine

geſetzliche Anwendung auch » für alle Verhandlungen ,
Beſchlüſſe und Anordnungen » vorbehalten , welche etwa

in der Folgezeit ſtatt finden könnten . Mithin hat der

Staat von Allem , was überhaupt in der Kirche vor⸗

geht , kraft des Hoheitsrechtes der Oberaufſicht ,
die geeignete Kenntniß zu nehmen , und » Allem , was

mit feinem Wohl unvereinbar wäre , die Genehmigung

zu verſagen . « Es iſt ferner eine unmittelbare Beru⸗

fung auf die höchſte Schutz - und Schirmgerech⸗
tigkeit , wenn die Erwartung ausgeſprochen wird ,

19
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s daş der Staat die şu feinem Wohl eben ſo unent⸗

behrliche als gedeihliche Wirkſamkeit der Kirche in ſei⸗

nen kräftigen Schutz nehmen , und beſtens wahren und

fördern werde . « — Nur das vierte und letzte Recht

des Staates , das des Obereigenthums , wurde

hier übergangen , und mit Grund , theils weil ſich die⸗

ſes nur in ungewöhnlichen Fällen , und auch dann nur

bedingungsweiſe äußert , theils weil bereits nach §. 20 .

der Staatsverfaſſungsurkunde das Kirchengut ſeinem

Zwecke nicht entzogen werden darf .

Ungeachtet dieſer Rechte des Staates bildet aber

die Kirche »in ſich ſelber ein organiſches Ganzes <,

( § . 2. S . ao . ) welches geſund und kräftig aus der

Herzwurzel emporſteigt , und für alle Aeſte und Zweige ,
die ſich durch den Lebenstrieb ſeines Stammes in den

Bereich des bürgerlichen Verkehres hinüberſenken , die

» verhältnißmäßige Aufſicht und Mitwirkung des Staa⸗

tes in Kh aufnimmt ,«

Wenn daher ſonſt wohl der Staat ein Sohn

der Kirche genannt wird , ſo erſcheint hier die Kirche
als ſeine Schweſter . Eine Familienverwandtſchaft ,

durch welche einerſeits dem Staat ein gleich göttlicher

Urſprung und Wirkungskreis zukommt , während von

der andern Seite für die Kirchenglieder , mögen ſie

nun gur Gemeinde oder gu den Beamten gehören ,

hieraus Die Berbindlihteit entfteht , jede » verhältnif -

mäßige « Anordnung des Staates zugleich als äußerli⸗

ches Kirchengeſetz anzuerkennen , mithin als gute Chri⸗
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tüchtige Chriſten zu ſeyn .

Vermöge dieſes Einklanges zwiſchen Kirchenſtaats⸗

recht und Staatskirchenrecht erkennt unſere Kirche vin

dem Regenten des Staats⸗ —den letzten ſtaats : ⸗—

rechtlichen Vereinigungspunct ,K welcher ſie mit dem

Staate ſelbſt geſetzlich verbindet .— Zu welcher Religion

ſich der Regent etwa bekennen möge , hat auf dieſes

Rechtsverhältniß durchaus keinen Einfluß . Iſt er aber

zugleich evangeliſchen Glaubens , ſo kommt ihm derſelbe

ausgezeichnete und erhabene Rang , den er im Staat

erfüllt , auch in der Kirche zu ; daher dieſe zin dem

evangeliſchen Regenten des Staates zugleich ihren ober⸗

ſten Landesbiſchof « verehrt .

Solche Biſchöfe vereinigen in fih die verſchiedenen

Theile der evangeliſch kirchlichen Oberaufſicht , und wenn

ſie gleich weder geiſtliche Handlungen zu verrichten,

noch prieſterliche Kleidung zu tragen pflegen oder brau⸗

chen ; ſo beſitzen und üben ſie doch , als die höchſten

Obern , durch das Organ kirchlicher Räthe , die richter⸗

liche , vollziehende und überhaupt die erhaltende Gewalt ,

ſo wie das Recht , einzelne Ausnahmen in äußerlichen

Dingen durch Dispenſation zu geſtatten ; die geſetzge⸗

bende Gewalt hingegen , d b. beſonders das Recht ,

ein neues Glaubensbekenntniß für das Ganze abzufaſ⸗

fen , verbleibt unveräußerlich bei der Kirche ; ja dieſer

letztern fallen unter einem nichtproteſtantiſchen Regen⸗

ten auch jene vorhin genannten Rechte zu , wo ſie
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dann , als rein kirchlicher Art , durch ein eigenes ober⸗

ſtes Collegium ausgeübt werden , wie im Königreich
Sachſen .

Das biſchöfliche Syſtem bildet zugleich den Ueber⸗

gang zum zweiten Hauptverhäͤltniſſe der Kirche , alſo

zu dem , in welchem ſie zu ihr ſelbſt ſteht . Die Ur⸗

kunde hat hierüber , in Beilage B. von §. 5 — 13

eine ausführliche Entwicklung gegeben . — Schicken wir

deren näheren Betrachtung einige einleitende Sätze
voran .

» Die Kirchenverfaſſung ,« ſagt Brauer in ſei⸗

nen Gedanken über einen Kirchenverein S . 80 , » hat

immer das Gepräge der weltlichen Staatsverfaſſung

getragen aus der Zeit , in welcher ſie entſtand , und

ſie dauerte nicht viel weniger unverändert , als die alte

Staatsgeſtalt , nach welcher ſie gemodelt war . Bei

der Reformation Luthers war man gewohnt , daß der

Regent in Sachen , die das Wohl der Unterthanen

betrafen , nicht allein und nach Willkühr , ſondern nach

Rath ſachverſtaͤndiger Staatsglieder und verfaſſungs⸗

mäßig beſchließe ; aus der alten Kirche brachte man

ohnehin die Idee eines Kirchenregiments mit , das ein

Reichsfürſt mehr durch Stellvertreter als durch eigene

Amtsthätigkeit führe , und ſo war es denn natürlich ,

daß die evangeliſche Kirchenverfaſſung ſich auf eine

quaſibiſchöfliche Verfaſſung neigte , wo der Staatsre⸗

gent durch geift - und weltliche Räthe unter ſeinem

Namen und nach ſeiner Approbation die Rechte der
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Kirchengewalt übte . Die reformirte Confeſſion

erlangte ihre erſte Ausbildung in der Schweiz , Hol⸗

land ꝛc. , in Ländern , welche eine republikaniſche Ber -

faſſung hatten , daher iſt es zu erklären , daß bei

ihr — — die Gewalt hauptſächlich in den Geiſtlichen

und Aelteſten jeder Gemeinde ruhte , und was ihr

Wohl und ihre Einheit betraf , auf Synoden verein⸗

bart wurde ; aber eben daher iſt zu erklären , daß ihre

Presbyterien in Reichsfürſtlichen Landen nie viel mehr

waren , als die evangeliſchen Kirchencenſurgerichte auch ,

nemlich Kirchenpolizeyſtellen ; ihre Synoden , was auch

die evangeliſche , nemlich berathende Stellen der Kir⸗

chenobrigkeit , und die eigentliche obrigkeitliche Gewalt

wurde auch hier von dem Landesherrn oder dem Ma⸗

giſtrat durch Conſiſtorien ausgeübt . — Faſt das ein⸗

zige Reelle , was übrig blieb , war , daß Staat und

Kirche ihre Gewalt und ihr Intereſſe mehr getrennt

dachten , daher die Kirchenanſtalten nicht ſo vortheilhaft

für die Kirchenzucht wirken konnten , und dieß , was

hier übrig blieb , war gerade die ſchwache Seite dieſer

Einrichtung . «

So liegt auch der vereinigten Kirche die Idee

eines mit unſerer bürgerlichen Conſtitution verſchwi⸗

ſterten Repräſentatioſyſtems zum Grunde ; und wenn

in der lateiniſchen Kirche eine Art von hierarchiſchem

Colonialweſen herrſcht , in welchem weder Mutter⸗

ſtaat noch Mutterſtadt , ſondern blos eine Muttercurie

iſt , die ſo weit über ihren Schützlingen erhaben ſteht ,
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daß ſie jedes Begehren nach Emancipation immer zu⸗

rückweiſen muß — ſo bildet die evangeliſche Landes⸗

kirche eine Art von geiſtlichem Bundesſtaat , deſſen

Grundgeſetz ſich in jeder Ortskirche wiederholt , und

den Einzelnen nach dem Maas feiner Kraft gu glei -

cher Mitwirkung einladet . Denn obſchon hiemit das

Allgemeine den Einzelnen , wie in jeder rechtlichen

Verbindung , von der Geſammtheit abhängig macht , um

ſich ſelbſt gegen Willkühr ſowohl als gegen Verwilde⸗

rung zu ſichern , ſo iſt doch anderſeits der einzelne
Theil durch ein ſelbſtſtändiges in eigenem Boden ein⸗

gewurzeltes Leben vor der Gefahr geſchützt , zum blin⸗

den Werkzeuge der Nachahmung herabzuſinken , oder

die Kirchengeſetze als aufgedrungene Nothmittel zu

betrachten , oder überhaupt im Allgemeinen zu erſtar⸗

ren . Wie klein oder wie groß daher eine Gemeinde

auch ſey , in Beziehung auf das Heilige gibt es nur

gleich hochwürdige Kirchen , ſo daß hier jede einzelne
ſo viel iſt , wie das Ganze , und das Dorf um Nichts
hinter der Stadt zurückſteht .

Die gemeinſamen Mittel zur Verwaltung der

geſellſchaftlichen Angelegenheiten enthaͤlt die Kirchen⸗
gemeinde - und die Synodalordnung .

$. VII ,

Kirchengeme indeordnung .
Sie iſt in 21 §. §. der Beilage C. von S .

47 — 53 mitgetheilt , und , wie man ſich erinnern
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